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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Luise Amtsberg, Dr. Franziska Brantner,  
Kai Gehring, Katja Keul, Maria Klein-Schmeink, Tom Koenigs, Irene Mihalic,  
Özcan Mutlu, Dr. Konstantin von Notz, Brigitte Pothmer, Tabea Rößner,  
Corinna Rüffer, Elisabeth Scharfenberg, Ulle Schauws,  
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Hans-Christian Ströbele,  
Beate Walter-Rosenheimer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Pläne der Bundesregierung zur Verschlechterung der rechtlichen Situation  
von Geduldeten und zur Verschärfung des Abschiebungsrechts 

Anfang Oktober 2016 ist ein Referentenentwurf des Bundesministeriums des In-
nern (BMI) bekannt geworden, der die rechtliche Situation von Geduldeten deut-
lich verschlechtern und das Abschiebungsrecht erneut verschärfen würde. 
Nach dem Willen des BMI soll neben die Duldung eine sogenannte „Bescheini-
gung über die vollziehbare Ausreisepflicht“ treten, die statt der Duldung ausge-
stellt werden soll, wenn vollziehbar ausreisepflichtige Ausländerinnen und Aus-
länder Abschiebungshindernisse selbst zu vertreten haben oder wenn der Her-
kunftsstaat die Passausstellung verweigert (vgl. § 60a Absatz 4a AufenthG-
RefE). Inhaberinnen und Inhaber einer solchen Bescheinigung sollen bei der 
Wahrnehmung sozialer und wirtschaftlicher Rechte deutlich schlechter behandelt 
werden als Geduldete. Damit würden die erreichten Fortschritte bei der sozioöko-
nomischen Integration von Geduldeten, die teilweise seit vielen Jahren in 
Deutschland leben oder gar hier geboren sind, nach Auffassung der Fragesteller 
zurückgenommen werden. Deshalb hat unter anderem der Deutsche Anwaltver-
ein e. V. dieses Vorhaben in einer Pressemitteilung vom 14. Oktober 2016 scharf 
kritisiert. Die Pläne des BMI laufen nach Auffassung der Fragesteller auch dem 
schutzwürdigen Interesse von Arbeitgebern, ausbildenden Betrieben, Hochschu-
len und anderen Stellen, Rechtssicherheit über die Aufenthaltsperspektive ihrer 
Angestellten, Auszubildenden und Studierenden zu haben, zuwider und stehen 
damit im Widerspruch zu den herausragenden Leistungen, die diese Akteure bei 
der Integration von Flüchtlingen und Geduldeten erbracht haben und weiterhin 
erbringen. 
Konkret sind ausweislich des Referentenentwurfs etwa die Aufnahme oder 
Fortführung von Bildungsmaßnahmen, die den Betroffenen fortan durch Auf-
lage untersagt werden sollen (§ 60a Absatz 6 Satz 2 AufenthG-RefE), sowie der 
Bezug von Asylbewerberleistungen, der nur noch in eingeschränktem Umfang 
möglich sein soll (§ 1a Absatz 3 Satz 1 AsylblG-RefE), betroffen. Darüber hin-
aus drohen den Betroffenen weitere Benachteiligungen. Nach Einschätzung von 
PRO ASYL e. V. würden die vorgeschlagenen Regelungen etwa die stichtags-
unabhängige Bleiberechtsregelung für langjährig Geduldete aushebeln und da-
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mit eine mit vielen Mühen erreichte integrationspolitische Errungenschaft zu-
nichtemachen (www.proasyl.de/news/neue-verschaerfungen-fuer-langjaehrig- 
geduldete/, 27. Oktober 2016). 
Zudem galt bisher gemäß § 60 Absatz 5 Satz 4 AufenthG, dass Personen, de-
ren Abschiebung seit mindestens einem Jahr ausgesetzt ist, die geplante Ab-
schiebung mindestens einen Monat vorher anzukündigen ist. Diese Regelung 
soll ersatzlos gestrichen werden. 
Ferner sieht der Referentenentwurf die Schaffung eines neuen Haftgrundes 
im Recht der Abschiebungshaft vor. So soll die Abschiebungshaft fortan an-
zuordnen sein, wenn der vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer eine erheb-
liche Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellt oder er wegen einer oder 
mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verur-
teilt worden ist (§ 62 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1a AufenthG-RefE). Damit 
würden als Sonderrecht für Ausländerinnen und Ausländer Freiheitsentzie-
hungen aus präventiven Gründen ermöglicht. Die Anordnung von Präven-
tivhaft ohne Bezug zu einem Strafverfahren ist ein Merkmal autoritärer Staa-
ten. Mit dem sollte sich die Bundesrepublik Deutschland nach Ansicht der 
Fragesteller nicht gemein machen. 
Schließlich wird die Höchstdauer des Ausreisegewahrsams von vier Tagen 
auf vierzehn Tage erweitert (§ 62b AufenthG-RefE). 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Zur „Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht“ 
1. Wie viele Menschen würden derzeit nach Einschätzung der Bundesregierung 

bei Zugrundelegung der Regelungen des Referentenentwurfs statt einer Dul-
dung eine Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht erhalten 
(bitte in absoluten Zahlen und im Verhältnis zur Gesamtzahl der bislang Ge-
duldeten angeben), und auf welchen Tatsachen gründet diese Einschätzung? 

2. Wie beabsichtigt die Bundesregierung ggf. die bundeseinheitliche Anwen-
dung der vorgeschlagenen Unterscheidung zwischen der Duldung und der 
Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht zu gewährleisten? 

3. Aufgrund welcher Erwägungen hält es die Bundesregierung für integrations-
politisch sinnvoll und gerecht, Ausländerinnen und Ausländern, deren Her-
kunftsstaat generell oder im konkreten Fall nachweislich keine Pässe bzw. 
keinen Passersatz ausstellt, in § 60a Absatz 4a Satz 1 Nummer 2 AufenthG-
RefE Ausländerinnen und Ausländern gleichzustellen, denen die Unmög-
lichkeit der Abschiebung zuzurechnen ist? 

4. Aufgrund welcher Erwägungen hält es die Bundesregierung für sachgerecht, 
den in Frage 3 bezeichneten Personen das Verhalten des Herkunftsstaats aus-
nahmslos zuzurechnen, obwohl sie sich – anders als Personen, die im Aus-
land ein Visum beantragen – bereits im Inland befinden und in deutlich hö-
herem Maß der deutschen Staatsgewalt ausgesetzt sind, die für die Gewähr-
leistung ihrer Menschenrechte wiederum in deutlich höherem Maß verant-
wortlich ist? 
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5. Würde die Schaffung einer Bescheinigung über die vollziehbare Ausreise-
pflicht nach Auffassung der Bundesregierung dazu führen, dass den Be-
troffenen anders als bisher (§ 39 Nummer 5 der Aufenthaltsverordnung – 
AufenthV) auch dann keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird, wenn sie auf-
grund einer Eheschließung oder der Begründung einer Lebenspartnerschaft 
im Bundesgebiet oder der Geburt eines Kindes während des Aufenthalts im 
Bundesgebiet einen entsprechenden Anspruch erworben haben, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung dies ggf. unter Berücksichtigung integrati-
onspolitischer und menschenrechtlicher Erwägungen (insbesondere Arti-
kel 6 des Grundgesetzes – GG –, Artikel 8 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention – EMRK –, Artikel 23 des UN-Zivilpakts), einschließlich 
der Belange der (deutschen) Familiengehörigen der Betroffenen? 

6. Wie rechtfertigt es die Bundesregierung, dass der Wegfall der Beschäfti-
gungserlaubnis für Inhaberinnen und Inhaber einer Bescheinigung über die 
vollziehbare Ausreisepflicht ggf. dazu führen würde, dass bestehende Be-
schäftigungsverhältnisse, einschließlich Ausbildungsverhältnissen, gegen 
den Willen der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber aufgelöst werden? 

7. Wie will die Bundesregierung der vor dem Hintergrund der Frage 6 entste-
henden Verunsicherung der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die sich aktiv 
für die Integration von Flüchtlingen, Geduldeten und anderen auf unabseh-
bare Zeit im Inland lebenden Ausländerinnen und Ausländern einsetzen, be-
gegnen? 

8. Würde die Schaffung einer Bescheinigung über die vollziehbare Ausreise-
pflicht nach Auffassung der Bundesregierung dazu führen, dass die gemäß 
§ 8 Absatz 2a des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) erfolgte 
Bewilligung von Leistungen an die Betroffenen widerrufen wird, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung dies ggf. unter Berücksichtigung integrati-
ons-, bildungs- und menschenrechtlicher Erwägungen sowie des Interesses 
von Hochschulen, Studierenden insbesondere in zulassungsbeschränkten 
Studiengängen, den Abschluss des Studiums bei entsprechenden Leistungen 
zu ermöglichen? 

9. Wie rechtfertigt es die Bundesregierung, dass die zwingende Untersagung 
der Teilnahme an einer schulischen Berufsausbildung gemäß § 60a Absatz 6 
Satz 2 AufenthG-RefE ggf. dazu führen würde, dass bereits begonnene schu-
lische Berufsausbildungen gegen den Willen und ggf. das finanzielle Inte-
resse der Bildungsträger abgebrochen werden müssen? 

10. Wie genau und in welchem Umfang wird nach Auffassung der Bundesregie-
rung die Ausweitung des Arbeitsverbotes auf schulische Berufsausbildungen 
den Verwaltungsaufwand reduzieren (Referentenentwurf, S. 15)? 

Zum Ausreiseverbot für Mehrstaaterinnen und Mehrstaater 
11. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen die zuständigen Behörden 

§ 10 Absatz 1 und 2 des Paßgesetzes (PaßG) und § 46 Absatz 2, § 48 Ab-
satz 1 AufenthG analog angewandt haben, um Ausreiseverbote gegenüber 
Mehrstaaterinnen und Mehrstaatern i. S. d. § 2 Absatz 2 Satz 1 AufenthG-
RefE in deren ausländische Reisedokumente einzutragen? 
a) Wenn ja, welche Behörden haben in diesen Fällen das Ausreiseverbot an-

geordnet und in die Reisepapiere eingetragen (bitte ggf. nach Bundeslän-
dern aufschlüsseln)? 

b) Wenn nein, welche Behörden wären nach Auffassung der Bundesregie-
rung derzeit für die Anordnung und Eintragung des Ausreiseverbots in 
dieser Fallkonstellation zuständig (bitte ggf. nach Bundesländern auf-
schlüsseln)? 
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12. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der fragestellenden Fraktion, dass 

bei Zugrundelegung des Referentenentwurfs für die Anordnung eines Aus-
reiseverbots gegenüber Mehrstaaterinnen und Mehrstaatern sowohl die Aus-
länderbehörden aufgrund des § 46 Absatz 2 i. V. m. § 71 Absatz 1 Satz 1 
AufenthG als auch die Passbehörden aufgrund des § 10 Absatz 1 und 2 
i. V. m. § 19 Absatz 1 Satz 1 PaßG zuständig wären? 
a) Wenn nein, welche Behörde wäre dann nach Auffassung der Bundesre-

gierung zuständig, und woraus ergibt sich diese Zuständigkeit? 
b) Wenn ja, wäre es nach Auffassung der Bundesregierung nicht sachgerech-

ter, die Zuständigkeit für die Anordnung eines Ausreiseverbots gegenüber 
Mehrstaaterinnen und Mehrstaatern bei einer einzigen Behörde anzusie-
deln?  
Wäre es dann nicht naheliegend, die Zuständigkeit bei der Passbehörde 
anzusiedeln, die mit den passrechtlichen Angelegenheiten von Mehrstaa-
terinnen und Mehrstaatern ohnehin befasst ist, da diese im Inland auf-
grund ihrer deutschen Staatsangehörigkeit in aller Regel deutsche Aus-
weispapiere, aber keine aufenthaltsrechtlichen Dokumente besitzen und 
verwenden?  
Wäre es dann nicht – entgegen den Ausführungen des BMI (Referenten-
entwurf, S. 17) – sinnvoller, die Regelungen zum Ausreiseverbot gegen-
über Mehrstaaterinnen und Mehrstaatern im Paßgesetz anzusiedeln?  
Wenn nein, wie beabsichtigt die Bundesregierung zu verhindern, dass un-
terschiedliche Behörden in Bezug auf dieselben Ausländerinnen und Aus-
länder unterschiedliche und ggf. widersprüchliche Maßnahmen treffen, 
insbesondere dort, wo die Pass- und Ausländerbehörden nicht auf dersel-
ben Verwaltungsebene angesiedelt sind?  
Wie beabsichtigt die Bundesregierung zu verhindern, dass die verwal-
tungsrichterliche Zuständigkeit für die Überprüfung von Ausreiseverbo-
ten, die nach Maßgabe des Paßgesetzes einerseits, nach Maßgabe des Auf-
enthaltsgesetzes andererseits gegen dieselbe Person angeordnet worden 
sind, auseinanderfällt und die zuständigen Richterinnen und Richter ggf. 
zu einer unterschiedlichen und ggf. widersprüchlichen Beurteilung der 
Rechtmäßigkeit der Verbote kommen? 

13. Bezweckt die Ausweitung der Pflichten gemäß § 48 Absatz 1 AufenthG auf 
Mehrstaaterinnen und Mehrstaater lediglich, Maßnahmen im Zusammen-
hang mit einem Ausreiseverbot zu ermöglichen? 
a) Wenn nein, welche weiteren Maßnahmen sollen durch die Ausweitung 

der Pflichten ermöglicht bzw. erleichtert werden? 
b) Wenn ja, wäre es dann nach Auffassung der Bundesregierung nicht sinn-

voller, die entsprechenden Regelungen in einem anderen Gesetz, z. B. 
dem Paßgesetz, zu regeln oder zumindest die ausschließliche Zuständig-
keit der Passbehörden für die Anordnung von Ausreiseverboten ausdrück-
lich zu regeln? 

14. Inwiefern gewährleisten die vorgeschlagenen Neuregelungen, dass Mehr-
staaterinnen und Mehrstaater, deren Ausreise in Anwendung der Resolution 
des VN-Sicherheitsrats 2178/2014 zu verhindern ist, nicht mit einem auslän-
dischen Ausweisdokument ausreisen, das kein Pass, Passersatz oder Auswei-
sersatz i. S. d. § 48 AufenthG ist, sondern ein ausländisches Äquivalent zum 
deutschen Personalausweis o. Ä.? 
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15. Inwiefern entspricht es nach Auffassung der Bundesregierung dem Gebot der 

Rechtsklarheit und der gesetzessystematischen Kohärenz, Mehrstaaterinnen 
und Mehrstaater, die als deutsche Staatsangehörige den Vorschriften des § 10 
Absatz 1 und 2 PaßG unterliegen, durch § 1 Absatz 2 AufenthG-RefE der 
Regelung in § 46 Absatz 2 zu unterwerfen, die ihrerseits auf § 10 PaßG zu-
rückverweist? 

16. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung Mehrstaaterinnen und Mehrstaa-
ter, die im Besitz eines Aufenthaltstitels sind oder deren Abschiebung aus-
gesetzt ist (bitte ggf. unter Angabe der Zahl der Betroffenen nach Art des 
Aufenthaltstitels und des Bundeslandes aufschlüsseln)? 
a) Wenn ja, wie verträgt sich das mit dem Grundsatz, dass Deutsche unge-

achtet einer etwaigen weiteren Staatsangehörigkeit von deutschen Behör-
den ausschließlich als Deutsche behandelt werden? 

b) Wenn nein, welchen Zweck erfüllt dann der Verweis in § 1 Absatz 2  
AufenthG auf § 48 Absatz 1, einschließlich dessen Nummer 2? 

Zur Nichtankündigung der Abschiebung 
17. Kommt die Bundesregierung bei der Abwägung zwischen dem öffentlichen 

Interesse an einer effektiven Rückführung vollziehbar ausreisepflichtiger 
Ausländerinnen und Ausländer und dem Interesse von vollziehbar ausreise-
pflichtigen Ausländerinnen und Ausländern, insbesondere von Minderjähri-
gen, traumatisierten Menschen und anderen besonders schutzbedürftigen 
Personen, am Schutze ihres Privatlebens, ihrer Gesundheit und anderer 
grundrechtlicher Schutzpositionen, zu dem Ergebnis, dass Abschiebungen 
auch bei langen Voraufenthalten gar nicht mehr angekündigt werden müssen 
und dass dies – unter ausdrücklichem Verzicht auf die Regelung einer ggf. 
kürzeren bzw. nach Dauer des Voraufenthalts gestaffelten Ankündigungs-
frist – im Einklang mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz steht, und wenn 
ja, aufgrund welcher rechtlichen Erwägungen? 

18. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die aus einem Verzicht 
auf die Ankündigung einer Abschiebung entstehenden psychischen Auswir-
kungen für die Betroffenen, insbesondere für Minderjährige, traumatisierte 
Menschen und andere besonders schutzbedürftige Personen, und welche 
Maßnahmen ergreift die Bundesregierung zur Gewährleistung des Schutzes 
der Gesundheit dieser Menschen bzw. ihrer Behandlung? 

19. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über Fallzahlen zur Nachtzeit 
oder im Morgengrauen zur Abschiebung abgeholter Kinder und Minderjäh-
riger über deren daraus resultierende Traumatisierungen, und welche Maß-
nahmen ergreift die Bundesregierung, um solche Fälle zu vermeiden bzw. 
auszuschließen? 

Zur Präventivhaft für Gefährderinnen und Gefährder 
20. Inwiefern hält die Bundesregierung die Schaffung eines neuen Haftgrundes 

im Aufenthaltsrecht, der lediglich auf die Gefährdung der öffentlichen Si-
cherheit abstellt, die von den Betroffenen ausgeht, für die Vorbereitung der 
Abschiebung aber nicht erforderlich ist, für vereinbar mit dem Rechtsstaats-
prinzip – insbesondere vor dem Hintergrund der Äußerungen des Leiters der 
Staatsanwaltschaft von Paris, das Verbot der Präventivhaft außerhalb des 
Strafverfahrens sei Grundlage der Rechtsstaatlichkeit (vgl. Interview in Le 
Monde vom 2. September 2016: www.lemonde.fr/police-justice/article/ 
2016/09/02/francois-molins-l-affaiblissement-de-l-ei-renforce-le-risque-d-
attentat_4991439_1653578.html, 27. Oktober 2016)? 
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21. Inwiefern hält die Bundesregierung die Schaffung eines neuen Haftgrundes 

im Aufenthaltsrecht, der lediglich auf die Gefährdung der öffentlichen  
Sicherheit abstellt, die von den Betroffenen ausgeht, für vereinbar mit den 
Vorgaben von Artikel 5 EMRK, den der Staatsrat der Französischen Repub-
lik (Conseil d’État) in einer Stellungnahme vom 17. Dezember 2015 dahin-
gehend ausgelegt hat, dass er jeder Anordnung von Präventivhaft außerhalb 
des Strafverfahrens entgegenstehe (www.conseil-etat.fr/Decisions-Avis-
Publications/Avis/Selection-des-avis-faisant-l-objet-d-une-communication- 
particuliere/Mesures-de-prevention-du-risque-de-terrorisme, 27. Oktober 
2016)? 

22. Inwiefern hält die Bundesregierung die Schaffung des neuen Haftgrundes für 
vereinbar mit weiteren verfassungs-, unions- und völkerrechtlichen Vorga-
ben zum Schutze der persönlichen Freiheit (bitte jeweils unter Bezugnahme 
auf die entsprechenden Normen und Vorgaben konkret ausführen), und wie 
begründet die Bundesregierung über die formale Erfüllung des Zitiergebotes 
hinaus die Verhältnismäßigkeit zusätzlicher Freiheitsentziehungstatbestände 
im Hinblick auf die grundsätzliche Unverletzlichkeit der Freiheit der Person 
(Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 GG, Artikel 5 EMRK, Artikel 6 der EU-Grund-
rechtecharta), und wo ist diese Abwägung dokumentiert? 

23. Inwiefern hält die Bundesregierung die Bundesrepublik Deutschland für be-
fugt, von der Möglichkeit, die Rückführungsrichtlinie nicht auf Drittstaats-
angehörige anzuwenden (Artikel 2 Absatz 2b), die aufgrund oder infolge ei-
ner strafrechtlichen Sanktion rückkehrpflichtig sind oder gegen die ein Aus-
lieferungsverfahren anhängig ist, auch betreffend Ausländerinnen und Aus-
länder Gebrauch zu machen, die zwar eine erhebliche Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit darstellen, aber gegen die eben kein Strafverfahren anhängig 
war oder ist? 

Zum Ausreisegewahrsam 
24. Wie lang ist die durchschnittliche Verweildauer in der Abschiebungshaft 

derzeit nach Kenntnis der Bundesregierung (bitte nach Bundesländern auf-
schlüsseln)? 

25. Inwiefern hält die Bundesregierung die Verlängerung der Höchstdauer des 
Ausreisegewahrsams auch dann für einen verhältnismäßigen Eingriff in das 
verfassungs-, unions- und völkerrechtlich verankerte Recht auf persönliche 
Freiheit, wenn weder Fluchtgefahr gegeben ist, noch Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass die Betroffenen die Vorbereitung bzw. Durchführung der 
Rückführung umgehen oder behindern wollen? 

Zur Änderung des Sonderstrafrechts für Ausländerinnen und Ausländer 
26. Inwiefern und ggf. aus welchen konkreten Gründen hält es die Bundesregie-

rung für sinnvoll, die Strafbarkeit des „illegalen“ Aufenthalts davon abhän-
gig zu machen, ob eine Behörde eine Bescheinigung über die vollziehbare 
Ausreisepflicht ausstellt oder nicht, und wie wird die Bundesregierung ggf. 
gewährleisten, dass sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der zuständi-
gen Behörden bei verzögerter Ausstellung der Bescheinigung nicht der Bei-
hilfe zum „illegalen“ Aufenthalt verdächtig machen? 
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Zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
27. Inwiefern hält es die Bundesregierung für vereinbar mit dem Grundrecht auf 

ein menschenwürdiges Existenzminimum, das das Bundesverfassungsge-
richt aus der Menschenwürde und dem Sozialstaatsprinzip herleitet und das 
unabhängig von migrationspolitischen Erwägungen zu gewährleisten ist, 
dass Inhaberinnen und Inhaber einer Bescheinigung über die vollziehbare 
Ausreisepflicht nach Willen des BMI lediglich einen eingeschränkten An-
spruch auf Asylbewerberleistungen haben sollen (bitte differenziert nach den 
Fallgruppen des § 60a Absatz 4a Satz 1 Nummer 1 einerseits und Nummer 2 
andererseits ausführen)? 

28. In wie vielen Fällen wurde nach Kenntnis der Bundesregierung seit Inkraft-
treten des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes gegen die Gewährung le-
diglich eingeschränkter Asylbewerberleistungen gemäß § 1a des Asylbewer-
berleistungsgesetzes (AsylblG) mit welchem Ergebnis geklagt (bitte nach 
Fallgruppen des § 1a AsylblG, Bundesländern und Monaten aufschlüsseln)?  
Welche tragenden Erwägungen lagen diesen Entscheidungen zugrunde?  
Wie viele Klagen sind nach Kenntnis der Bundesregierung noch anhängig?  
Welche Schlussfolgerungen und Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Sonstiges 
29. Inwiefern und in welchem Umfang entstünden infolge der Regelungen des 

Referentenentwurfs Mehrbelastungen deutscher Stellen im Ausland? 
30. Inwiefern und in welchem Umfang entstünden infolge der Regelungen des 

Referentenentwurfs durch die internationale Zusammenarbeit deutscher und 
ausländischer Stellen in sicherheitsrelevanten Fragen Mehrbelastungen deut-
scher Stellen im Inland? 

31. Warum ist keine Evaluierung des Gesetzes vorgesehen? 

Berlin, den 3. November 2016 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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